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Einleitung

Im Januar 2008 wurde der Referenten­
entwurf einer „Verordnung zur Rechts­
vereinfachung und Stärkung der 
 Arbeitsmedizinischen Vorsorge“ (Arb­
MedVV) vorgelegt, die am 27. August 
2008 im Bundeskabinett beschlossen 
wurde und jetzt in Kraft getreten ist. 
Ins besondere nach Inkrafttreten der 
Gefahrstoffverordnung am 1. Januar 
2005 hat die historisch ge wachsene, du­
ale Rechtsverord nung ihre Bedeutung 
verloren. Schließlich wurden in der 
BGV A4 „Arbeitsmedizinische Vor­
sorge“ nur noch wenige Untersuchungs­
anlässe festgelegt. In der Praxis beste­
hen Unsicherheiten bezüg lich der 
Verbindlichkeit von arbeitsmedizini­
schen Vorsorgeuntersu chungen.

Ziele

Die Verordnung soll systematische und 
transparente Rechtsgrundlagen für die 
Arbeitsmedizinische Vorsorge schaffen, 
den betrieblichen Gesundheitsschutz 
und die primär­ und sekundärpräven­
tive Gesundheitsvorsorge stärken sowie 
einen Beitrag zur Erhalt der Beschäfti­
gungsfähigkeit leisten. Im Mittelpunkt 
stehen arbeitsbedingte Erkrankungen, 
die bisher noch zu wenig Beachtung 
finden. 

Bedeutung für die Praxis

Die Verordnung „aus einer Hand“ ist 
sicherlich übersichtlicher und struktu­
rierter als die bishe rige Rechtsform. Be­
stehende Unsicherheiten bezüglich der 
Rechtsverbindlichkeit für bestimmte 
ar beitsmedizinische Vorsorgeunter­
suchungen werden aber nicht wesent­

lich geringer. Auch wenn beispielsweise 
arbeitsbedingte Erkrankungen, zu 
 denen auch Muskel­ und Skelett­ 
erkrankungen gehören können, im Mit­
telpunkt stehen sollen, ist eine Ver­
pflichtung zur Untersuchung nicht 
gere gelt. Gleiches gilt für die „Fahr­, 
Steuer­ und Überwachungstätigkeit“ 
und „Arbeiten mit Absturzge fahr“. Eine 
Rechtsverbindlichkeit sieht das EU­
Recht nicht vor. Pflichtuntersuchungen 
werden nur für Tätigkeiten vorgeschrie­
ben, bei denen ein hohes Gefährdungs­
potential für die Gesundheit des Be­
schäftigten besteht. Dieses ist jedoch 
gerade bei der G 25 und G 41 der Fall, 
so dass das Ver säumnis einer rechtsver­
bindlichen Rege lung für diese Grund­
satzuntersuchungen einen Schwach­
punkt der Verordnung darstellt. In der 
be triebsärztlichen Praxis werden wir 
uns auch zukünftig mit der Rechtsunsi­
cherheit bei Feststellung und Beurtei­
lung von tätigkeitsrelevanten Gesund­
heitsstörungen befassen müssen. Eine 
Verbind lichkeit kann – wie bisher auch 
– nur über be triebsinterne Regelun­ 
gen, wie beispielsweise Betriebs­
vereinbarungen erreicht werden.
In der Verordnung wird mehrfach die 
Kostenneutralität für Bund und Länder, 
die Sozialversiche rungsträger sowie für 
die Arbeitgeber hervorgehoben. Vor 
dem Hintergrund, die indi viduelle Ge­
sundheitsvorsorge und den Gesund­
heitsschutz stärken zu wollen, bekommt 
die neue Rechtsnorm neben verbindli­
chen Regelungen gleichzeitig eine Art 
Empfehlungscharakter. Den Be trieben 
wird verdeutlicht, dass sie mehr für ih­
ren Gesundheitsschutz tun können; 
werden aber nicht dazu ver pflichtet.  
In der betriebsärztlichen Praxis wird  
es eine spannende Erfahrung werden, 

ob und in wel chem Umfang Betriebe,  
je nach wirtschaftlicher Situation, auf 
diesen Zug aufspringen werden. 

Neue Chancen  
für den Betriebsarzt

Laut EU­Kommission ist die neue 
Rechtsverordnung ein Präventionsinst­
rument ersten Ranges. Eine zentrale 
Rolle in der betrieblichen Gesundheits­
vorsorge spielt der Betriebsarzt, der 
durch sei ne Fachkompetenz, den regel­
mäßigen Zugang zum Betrieb und seine 
Branchenkenntnisse die Möglichkeit 
hat, die Partner im Betrieb umfassend 
zu beraten und zu unterstützen. In Be­
trieben, in denen der Gesundheitsschutz 
bereits einen hohen Stellenwert hat, ist 
das wohl ein leichtes Spiel. Mit der 
neuen Verordnung werden auch die 
„schwarzen Schafe“ zusätzlich verpflich­
tet, dem Be triebsarzt Auskunft über die 
Arbeitsplatzverhältnisse zu erteilen. Bei 
der Beratung könnte der Be triebsarzt 
die Verordnung als Vehikel nutzen, um 
dem Arbeitgeber auf Basis einer fun­
dierten Ge sundheitsberichterstattung 
davon zu überzeugen, nicht nur in das 
Auto, sondern auch in den Fah rer zu 
 investieren.

Risiken der neuen  
Rechtsverordnung

In der Begründung zu § 3, Abs. 2  
wird herausgestellt, dass die Einsatz­
zeiten für die arbeitsmedizi nische Vor­
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sorge zusätzlich zu den, in der  
jeweiligen BGV A2 festgelegten  
Einsatzstunden zu leis ten sind. In der 
Praxis ist es nicht selten, dass Betriebe 
Zeiten für die Vorsorgeuntersuchungen 
in die Basiseinsatzzeit nach BGV A2 in­
tegrieren wollen. Umso wichtiger wäre 
eine verbindliche Auf nahme der Forde­
rung in den Gesetzestext gewesen. Dies 
war aber nicht möglich, da die Einsatz­
stunden in der BGV A2 der Berufsgenos­
senschaften unterschiedlich geregelt 
sind. Zudem ist eine Neuordnung der 
BGV A2 in Diskussion, so dass der  
zukünftige Umfang der betriebsärzt­
lichen Ein satzstunden derzeit unklar 
ist. Andererseits ist eine Stärkung  
der individuellen Gesundheitsvorsor ge 
nur sinnvoll möglich, wenn die  
Rahmenbedingungen, sprich Einsatz­
zeiten ausreichend sind. Denn eine  
qualitativ schlecht durchgeführte  
Untersuchung unter Zeitdruck ist sinn­
los. Hier kann die neue Rechtsverord­
nung nicht unterstützen. Dies werden 
wir Betriebsärzte in den Betrieben  
ver handeln müssen.

Ausblick 

Die Ära des klassischen Betriebsarztes, 
der das ASIG als Bibel unter dem Arm 
trug, ist vorüber. Dem Wandel in der 
Arbeitswelt folgt eine neue Rolle des 
Betriebsarztes. Der Untersuchungsarzt 
erlebt eine Bahn brechende Mutation 
zum interdisziplinären Koordinator im 
Betrieb. Vielseitige Themen bestimmen 
unsere konzeptionellen und operativen 
Aufgaben. Bedeu tet die neue Rechts­
verordnung ein „back to the roots“? Aus 
meiner Sicht kann sie eine Unterstüt­
zung sein, den Betrie ben ihre zuneh­
mende Verantwor tung für den Erhalt 
der Leistungsfähigkeit ihrer Belegschaft 
deutli cher werden zu lassen. ■

Wer Mitglied im VDBW wird,  
erhält den „Herold – Innere Medizin“  

kostenlos dazu!
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